
 
 
Band 8. Die Besatzungszeit und die Entstehung zweier Staaten 1945-1961 
Westliche Antwortnote (25. März 1952) 
 
 
 
Weder die drei Westmächte noch die Bundesregierung sind im März 1952 bereit, die 
voranschreitende Westintegration der Bundesrepublik aufzugeben. Die Westmächte 
misstrauen dem Angebot Stalins vom 10. März 1952, mit ihnen und einer gesamtdeutschen 
Regierung über einen Friedensvertrag und die Wiedervereinigung Deutschlands zu 
verhandeln. Sie machen die Abhaltung freier Wahlen in Gesamtdeutschland zur 
Voraussetzung für die Bildung einer gesamtdeutschen Regierung und bekräftigen auch den 
Anspruch einer solchen frei gewählten Regierung, selbst über die Zugehörigkeit zu 
Bündnissen zu entscheiden. 
 
 
 
 
Erste Antwortnote der Westmächte  
 
 
Die Regierung der Vereinigten Staaten hat die Note der Sowjetregierung vom 10. März, in 
der der Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland vorgeschlagen wurde, in 
Beratung mit den Regierungen Großbritanniens und Frankreichs auf das sorgfältigste 
erwogen. Die Regierungen der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und Frankreichs haben 
ferner die Regierung der Bundesrepublik und Vertreter Berlins zu Rate gezogen. 
 
Der Abschluß eines gerechten und dauerhaften Friedensvertrages, der die Teilung 
Deutschlands beendet, ist stets ein wesentliches Ziel der amerikanischen Regierung 
gewesen und wird es bleiben. Der Abschluß eines derartigen Friedensvertrages macht, wie 
die Sowjetregierung selbst anerkennt, die Bildung einer gesamtdeutschen Regierung 
erforderlich, die den Willen des deutschen Volkes zum Ausdruck bringt. Eine derartige 
Regierung kann nur auf der Grundlage freier Wahlen in der Bundesrepublik, der 
sowjetischen Besatzungszone und in Berlin geschaffen werden. Derartige Wahlen können 
nur unter Verhältnissen stattfinden, die die nationalen und individuellen Freiheiten des 
deutschen Volkes gewährleisten. Die Vollversammlung der Vereinten Nationen hat zur 
Prüfung der Frage, ob diese erste wesentliche Voraussetzung gegeben ist, eine Kommission 
ernannt, die eine gleichzeitige Untersuchung in der Bundesrepublik, der Sowjetzone und in 
Berlin durchführen soll. Dieser Untersuchungskommission ist in der Bundesrepublik und in 
West-Berlin die erforderliche Unterstützung zugesichert worden. Die amerikanische 
Regierung würde die Mitteilung zu schätzen wissen, daß eine derartige Unterstützung auch 
in der Sowjetzone und in Ost-Berlin vorhanden sein wird, damit die Kommission ihre 
Aufgabe durchzuführen vermag. 
 
Die Vorschläge der sowjetischen Regierung geben keinen Hinweis auf die internationale 
Stellung einer gesamtdeutschen Regierung vor dem Abschluß eines deutschen 
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Friedensvertrages. Die amerikanische Regierung ist der Ansicht, daß es der 
gesamtdeutschen Regierung sowohl vor wie nach Abschluß eines Friedensvertrages 
freistehen sollte, Bündnisse einzugehen, die mit den Grundsätzen und Zielen der Vereinten 
Nationen in Einklang stehen. 
 
Mit der Unterbreitung ihrer Vorschläge für einen deutschen Friedensvertrag verlieh die 
Sowjetregierung ihrer Bereitschaft Ausdruck, auch weitere Vorschläge zu erörtern. Die US-
Regierung hat von dieser Erklärung Kenntnis genommen. Nach ihrer Ansicht wird es nicht 
möglich sein, sich auf ins einzelne gehende Diskussionen über einen Friedensvertrag 
einzulassen, bis die Voraussetzungen für freie Wahlen geschaffen sind und eine freie 
gesamtdeutsche Regierung gebildet worden ist, die an derartigen Erörterungen teilnehmen 
könnte. Es bestehen verschiedene grundsätzliche Fragen, die gleichfalls gelöst werden 
müßten. 
 
So stellt die amerikanische Regierung fest, daß die sowjetische Regierung erklärt, das 
deutsche Hoheitsgebiet werde durch die Grenzen bestimmt, die durch die Entscheidungen 
der Potsdamer Konferenz festgelegt wurden. Die amerikanische Regierung möchte daran 
erinnern, daß in Wirklichkeit keine endgültigen deutschen Grenzen in den Potsdamer 
Entscheidungen festgelegt wurden, die eindeutig vorsehen, daß die endgültige 
Entscheidung territorialer Fragen einer Friedensregelung vorbehalten bleiben muß. 
 
Die amerikanische Regierung stellt ferner fest, daß die sowjetische Regierung gegenwärtig 
der Auffassung ist, der Friedensvertrag solle die Aufstellung nationaler deutscher Land-, 
Luft- und Seestreitkräfte vorsehen, während gleichzeitig die Freiheit Deutschlands, 
Bündnisse mit anderen Ländern abzuschließen, eingeschränkt wird. Die amerikanische 
Regierung ist der Ansicht, daß derartige Bestimmungen einen Schritt zurück bedeuten und 
den Anbruch einer neuen Epoche in Europa gefährden könnten, in der sich internationale 
Beziehungen auf Zusammenarbeit und nicht auf Rivalität und Mißtrauen aufbauen. Von der 
Notwendigkeit einer Politik der europäischen Einheit überzeugt, gibt die amerikanische 
Regierung Plänen ihre volle Unterstützung, die die Beteiligung Deutschlands an einer rein 
defensiven europäischen Gemeinschaft sichern, die Freiheit wahren, eine Aggression 
verhüten und das Wiederaufleben des Militarismus ausschließen sollen. Die amerikanische 
Regierung ist der Auffassung, daß der Vorschlag der sowjetischen Regierung zur 
Aufstellung nationaler deutscher Streitkräfte mit der Erreichung dieser Ziele nicht zu 
vereinbaren ist. Die amerikanische Regierung ist weiterhin überzeugt, daß diese Politik der 
europäischen Einheit die Interessen irgendeines anderen Landes nicht bedrohen kann und 
den wahren Weg zum Frieden darstellt. 
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